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Seit  dem  7.  Oktober  findet  ein  erbarmungsloser  Krieg  gegen
die palästinensische Bevölkerung statt. Gefangen in einem Freiluftgefängnis
haben die  Bewohner_innen keine Möglichkeiten zur  Flucht  vor  dem Tod
durch  Bomben  oder  die  Bodentruppen  der  IDF.  Israels  Regierung  stellt
diesen Staatsterror kaum widersprochen als Akt der „Selbstverteidigung“
dar. Dabei sind sie nicht die einzigen, die mit Rassismus und Nationalismus
die Bevölkerung hinter sich vereinen. Auch in imperialistischen Ländern wie
Deutschland wird jegliche Palästina-Solidarität kriminalisiert und unter dem
Vorwand des Kampfes gegen Antisemitismus findet eine zutiefst rassistische
Politik statt, in welcher Migrant_innen als die Übeltäter gelten. Wir möchten
hiermit 10 Forderungen aufstellen, die wir zum einen in Palästina und dann
in Deutschland diesen Verhältnissen entgegensetzen.

In Palästina: 

1. Sofortiges Ende der brutalen und kriegsverbrecherischen Angriffe
auf Gaza! Aufhebung der Blockade! Abzug aller Truppen der IDF aus
Gaza und Westbank! Für die Freilassung aller Gefangenen! 

Nach der kurzen Waffenruhe, gehen die Angriffe in unverminderter Härte
weiter  und  die  IDF  unter  der  Führung  einer  ultrarechten  Regierung
haben keine Probleme damit, abertausende Zivilist_innen zu ermorden und
die dort lebende Bevölkerung als Tiere zu bezeichnen. Das sofortige Ende der
brutalen und kriegsverbrecherischen Angriffe auf Gaza ist dabei mehr als die
F o r d e r u n g  n a c h  e i n e r  e r n e u t e n  W a f f e n r u h e !  E i n e
unbefristete Waffenruhe und ein Durchlassen der Hilfslieferungen sind in der
aktuellen  Situation  überlebensnotwendig  für  die  Bevölkerung,
jedoch beendet dies nicht Besatzung, sondern bedeutet, dass die jetzigen
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Konflikte  eingefroren  werden.  Was  wir  zudem  nicht  fordern,  ist  die
D e m i l i t a r i s i e r u n g  d e r  P a l ä s t i n e n s e r _ i n n e n ,  d e n n  d a s
Recht aufSelbstverteidigung und der Kampf nach Freiheit muss auch militant
durchgesetzt werden. Alle Truppen der IDF müssen Gaza sowie die Westbank
verlassen, sie sind unterdrückerische Truppen, die die Herrschaft des Staate
Israels  mit  allen  Mitteln  durchsetzen.  Der  Abzug  der  IDF  sowie  die
Forderung nach einem sofortigen Ende des Mordens müssen bedingungslos
durchgesetzt werden! Wir stehen ein für die Freilassung der Gefangenen. Ca.
4500  Palästinenser_innen,  darunter  viele  Kinder  und  Jugendliche,  waren
schon vor dem 7.10. in israelischen Gefängnissen. Seitdem wurden weitere
4-5000  verhaftet,  die  auf  israelischem  Staatsgebiet  gearbeitet  hatten.
Freigekommene berichten in den meisten Fällen über Misshandlungen und
Folter.

2. Für das Recht der israelischen Soldat_innen sich zu weigern, in
Gaza und Westbank zu kämpfen. Löst die bürgerliche Armee und die
Polizei auf und bildet demokratische Arbeiter_innenmilizen, die sich
dem palästinensischen Widerstand anschließen! 

Wie wir es in Gaza zur Zeit sehen, haben die palästinensischen Streitkräfte
allein wenige Chancen, sich gegen das von USA und BRD hochgerüstete
Militär Israels zu verteidigen. Daher ist es unabdingbar, auch innerhalb der
israelischen  Gesellschaft  nach  Verbündeten  zu  suchen.  Wir  wissen,  dass
aktuell die israelische Bevölkerung mehrheitlich vereint für den Krieg gegen
die Palästinenser_innen steht. Dieser Umstand liegt allerdings nicht nur an
der reaktionären und kriegstreiberischen Rhetorik der Regierung und an der
engen  ideologischen  Bindung  der  israelischen  Bevölkerung  an  den
Zionismus,  die  historisch  auch  durch  diemateriellen  Vorteile  aus  der
Besatzung entstanden ist. Sondern zudem an dem harten Vorgehen gegen all
jene Menschen, die nur ansatzweise gegen diese vorherrschende Meinung
stehen. Umso wichtiger ist es daher, die wenigen Kriegsdienstverweigernden
und  Antizionist_innen  in  Israel  zu  unterstützen.  Der  Aufbau
einer antizionistischen Opposition in Israel ist notwendige Voraussetzung für
eine  Abschaffung  von  Militär  und  Polizei  und  für  die  Befreiung  der
israelischen Arbeiter_innenklasse. Wir sehen schon heute in kleinen Teilen



wie antizionistische Juden und Jüdinnen weltweit die Proteste mit antreiben
und  unterstützen.  In  Israel  ist  es  Aufgabe  von  Fortschrittlichen  und
Revolutionär_innen  sich  von  den  prozionistischen  und  staatstragenden
Organen wie der gelben Gewerkschaft Histadrut zu lösen, diese durch eine
gemeinsame  Organisierung  mit  ihren  palästinensischen  Geschwistern  zu
ersetzen und offen aufzuzeigen, dass der Krieg nicht in dem Interesse der
israelischen Arbeiter_innen sondern dem der Herrschenden liegt, wie es zum
Beispiel  lange  wichtiger  zu  sein  schien,  die  Vernichtung  der
Palästinenser_innen  voranzutreiben,  als  die  Befreiung  der  Geiseln
durchzusetzen. Der Klassenkampf, wie er sich zuletzt auch in den Protesten
gegen die Justizreform geäußert hatte, darf nicht zurückgestellt werden zu
Gunsten der vermeintlichen „Vaterlandsverteidigung“. 

3 .  N ieder  mi t  der  Apar the idsmauer  und  a l l en
Freiheitsbeschränkungen  für  Palästinenser_innen.  Für  die  völlige
rechtliche Gleichstellung aller Einwohner_innen zwischen Mittelmeer
und Jordan! Verstaatlichung allen Landbesitzes und Gewährung des
Rückkehrrechts aller Palästinenser_innen weltweit. 

Palästinenser_innen sind Menschen dritter Klasse in Israel, sie sind billige
Arbeitskräfte, nicht gleichgestellt vor dem Gesetz und werden systematisch
in  sozialen  wie  in  ökonomischen  Bereichen  ihres  Lebens  unterdrückt.
Israelische Institutionen, staatliche oder nicht-staatliche, entscheiden über
Häuserbau,  Wohnungen  und  in  Gaza  über  Strom,  Wasser,  Rohstoffe.
Checkpoints, stundenlange Kontrollen, Hausdurchsuchungen, Razzien oder
Verhaftung stehen an der  Tagesordnung,  wenn man Palästinenser_in  ist.
Darum  muss  die  Apartheidsmauer  niedergerissen  werden  und  alle
Freiheitsbeschränkungen  müssenaufgehoben  werden.  Wir  fordern  die
völlige Gleichstellung aller Menschen vor Ort und das Recht auf Rückkehr
aller  vertriebenen  Palästinenser_innen.  Grundlage  dafür  ist  das
vergesellschaftete Eigentum an Produktionsmitteln, Grundstücken, Fabriken,
Büros  und  ebenso  die  gleichberechtigten  Bereitstellung  von  Gesundheit,
Bildung und Wohnen, koordiniert durch einen demokratischen Plan. Deshalb
kämpfen wir für eine sozialistische Lösung, die auf dem gemeinsamen Besitz
des Landes und aller wichtigen Produktionsmittel basiert. 



4.  Für  ein  vereinigtes  säkulares,  sozialistisches  Palästina,  mit
Gleichheit  für  alle  seine  Bürger_Innen,  israelische  wie
palästinensische, als Teil einer sozialistischen Föderation des Nahen
Ostens.  Für einen neuen arabischen Frühling!

Die Befreiung des palästinensischen Volkes und die Freiheit der Völker des
Nahen  Ostens  von  westlicher  Herrschaft  und  Ausbeutung  erfordern  den
revolutionären  Sturz  Israels  als  rassistischen  Staat  und  seine  Ersetzung
durch einen einzigen bi-nationalen Staat, sowohl für sein palästinensisches
als  auch  für  sein  israelisch-jüdisches  Volk.  Das  bedeutet  weder  die
Vertreibung der israelischen Bevölkerung noch ihre Zerstörung als Nation.
Die „Zweistaatenlösung“ ist in Wirklichkeit tot. Ihre Anerkennung in Worten
existiert  als  Feigenblatt  für  israelische Übergriffe.  Für  die  USA und die
westeuropäischen  Staaten  rechtfertigt  sie  die  anhaltende  Unterstützung
Israels, und für reformistische Parteien wie die britische Labour ermöglicht
sie  es,  vermeintlich  Gesicht  zu  bewahren  vor  ihrer  muslimischen
Wähler_innenschaft, ohne sich jedoch zum palästinensischen Widerstand zu
bekennen .  Es  i s t  Aufgabe  der  Pa läs t inenser : innen  sowie
der Arbeiter:innenklassen der umliegenden Länder den israelischen Staat zu
stürzen. Letzteren kommt dabei eine wichtige Rolle zu. Sie sind es, die ihren
Diktatoren und Herrschernentgegentreten müssen, denn weder die Assads
noch die Khomenies, die Sissis oder die Erdogans dieser Region haben ein
Interesse an einem befreiten Palästina.  Es  braucht  ein  Auflammen eines
zweiten  arabischen  Frühlings,  in  welchem  sich  die  Arbeiter_innen  in
den  umliegenden  Ländern  gegen  ihre  Unterdrücker_innen  organisieren
und  siestürzen,  die  Grenzen  nach  Gaza  öffnen  und  unter  gemeinsamer
Kontrolle Hilfsgüter und den Kampf vor Ort unterstützen.

5.  Für  die  Schaffung  einer  unabhängigen  Arbeiter_innenpartei
Palästinas, die gestützt auf Gewerkschaftenund regionale Komitees
der  Unterordnung der  palästinensischen Linken unter  Hamas und
Fatah ein Ende bereitet!

Um für ein freies, säkulares und sozialistisches Palästina zu kämpfen, sowie
für die davor genannten Forderungen, ist es notwendig die fortschrittlichsten
Kräfte in einer Partei zu bündeln, die sich auf Räte und Komitees stützt, diese



Forderungen  durchsetzt  und  der  Bewegung  ein  politisches  Programm
gibt.  Mit dem Kampf für nationale Befreiung müssen hierbei soziale und
ökonomische  Forderungen  der  Arbeiter_innenklasse  wie  z.B.  nach  einem
angemessenen  Mindestlohn,  nach  Frauenrechten  oder  Rechten  von
LGBT+!  Es  braucht  zudem einen  Bruch  mit  der  Politik  der  Hamas  und
Fatah. Beide haben sie oft genug gezeigt, dass sie keine Strategie haben, den
Befreiungskampf  zu  gewinnen  und  dass  ihnen  die  Interessen  der
palästinensischen Massen letztlich egal sind. Sie beweisen dies nicht zuletzt,
indem sie, unter dem Deckmantel einer falschen Einigkeit, soziale Proteste
niederschlagen,  womit  sie  sich  praktisch  als  Instrument  der
Besatzungsmacht erweisen. Wir stehen für die Interessen der Arbeiter_innen,
kleinen  Bäuer_innen,  Jugendlichen  und  Frauen,  die  nicht  nur  gegen  die
zionistische Besatzung, sondern am Ende auch gegen die palästinensischen
Kapitalist_innen durchgesetzt werden müssen!

In Deutschland

1. Sofortiger Stopp aller Waffenlieferung, Stopp der militärischen,
wirtschaftlichen und diplomatischen Unterstützung Israels! Weg mit
den Kriegsschiffen vor Gazas Küste! Für gewerkschaftliche Aktionen
zur Blockade von Kriegsgütern! 

Die  deutsche  Rüstungsindustrie  liefert  schon  seit  langem  mit  Vorliebe
Kriegsgüter an Israel. Eine Auswertung der statistischen Daten von 2011 bis
2022 ergibt, das Israel auf Platz vier aller Staaten ist, in die Deutschland
Waffen exportiert. Seit dem Kriegsausbruch sind diese Zahlen noch einmal
explodiert: Im Vergleich zum Vorjahr hat sich schon jetzt das Volumen an
Rüstungsexporten mehr als verzehnfacht! Es ist einerseits eine grauenhafte
Vorstellung,  wie  sich  deutsche  Konzerne  an  dem  Morden  in  Palästina
bereichern. Andererseits werden diese Lieferungen auch durch Steuergelder
gefördert, denn die Unterstützung von Ordnungsmächten wie Israel und die
Aufrechterhaltung  der  Verhältnisse  von  halbkolonialer  Abhängigkeit  und
Ausbeutung durch den Imperialismus ist deutsche „Staatsräson“. All das zu
verhindern,  ist  unsere  beste  Chance  hier  in  Deutschland  dem  Krieg  in
Palästina entgegenzutreten und internationale Solidarität praktisch werden
zu lassen. Die Arbeiter_innen in der Logistik und in der Rüstungsindustrie



haben  kein  Interesse  an  der  Unterdrückung  ihrer  Klassengeschwister  in
Palästina. Sie müssen zu Streiks, Blockaden und Protestaktionen gewonnen
werden!

2. Schluss mit der Kriminalisierung des Befreiungskampfes! Keine
Verbote von Demos mehr und Aufhebung der Verbote von Samidoun,
PFLP, Hamas und PKK! 

Während  AfD,  holocaustleugnende  Nazis  oder  antisemitische
Querdenker_innen unter Polizeischutz ihre Ideologie auf die Straße tragen
durften,  wurden  Solidaritätsdemos  und  Gedenkveranstaltungen  mit  den
Opfern  des  Krieges  in  Palästina  reihenweise  verboten.  Dort  wo  sie
stattfinden, geht dies mit Schikanen der Polizei einher: Menschen werden
geschlagen,  verhaftet  und  angezeigt.  Wir  haben  schon  länger  an  der
Repression  gegen  die  kurdische  Freiheitsbewegung  gesehen,  wie  der
deutsche Staat seine außenpolitischen Interessen auch z. B. mit dem Verbot
der PKK ins Innere übersetzt. Nun werden ebenso die Organisationen des
palästinensischen Widerstands mehr und mehr verboten: ob links, so wie
Samidoun oder PFLP oder religiös-fundamentalistisch wie die Hamas. Auch
wenn wir viel Kritik an diesen Gruppen haben, ihre Ideologien nicht teilen
und ihre Taktiken ablehnen, stellen wir uns gegen ihr Verbot durch den
deutschen  Staat.  Eine  Überwindung  der  reaktionären  Führung  des
Widerstandskampfes in Gaza wird nur als Teil dieses Kampfes möglich sein,
nicht durch staatliche Repression von Israel oder Deutschland.

3.  Weg  mit  dem  Kuffiyah-Verbot  in  den  berliner  Schulen!
Mitbestimmung  von  Schüler_innen  und  Lehrer_innen  über  die
Behandlung  des  Kriegs  statt  Senatsvorgaben!

Während auf der Staat auf der einen Seite das „Selbstverteidigungsrecht“
Israels, d.h. den Angriff auf Gaza als zentrale Botschaft des Schulunterrichts
vorgibt,  wird  auf  der  anderen  Seite  im  Namen  einer  vermeintlichen
„politischen  Neutralität“  den  Schüler_innen  eine  eigenständige
Stellungnahme verwehrt. Dies drückt sich auf symbolischer Ebene z.B. in
dem  Verbot  aus,  eine  Kuffiyah  zu  tragen.  Eine  Kleidervorschrift,  die,
ausgedehnt auf weitere arabische Tücher,  gleichzeitig einen rassistischen



Charakter trägt, weil sie auch politisch unbeteiligte Schüler_innen trifft, die
das Tuch einfach aus kulturellen Gründen tragen. 

4.  Abschiebestopp  jetzt!  Gegen  den  heuchlerischen  Vorwand  des
Antisemitismus‘  für  eine  rassistische  Asylpolitik!  Bildet
antirassistische  Selbstverteidigungskomitees  gegen  Angriffe  von
Bullen  und  Faschos!

5.  Offene  Grenzen  und Staatsbürger_innenrechte  für  alle,  die  vor
Krieg, Armut und Klimaschäden flüchten!

Wir können gerade bezeugen, wie in Europa das Recht auf Asyl systematisch
ausgehebelt  und  abgeschafft  wird.  Fluchtwege  werden  blockiert,
Grenzkontrollen werden verstärkt und auch innerhalb des Schengen-Raums
eingeführt, Geflüchtete werden in überfüllte Lager gepfercht und in Krieg
und Krisen abgeschoben. Vorschläge ein Bekenntnis zum Staat Israel zur
Bedingung für eine Einbürgerung zu machen oder die Ankündigung, dass
vermeintlich  antisemitische  Geflüchtete  „endlich  im  großen  Stil“
abgeschoben  werden  müssten  sind  ein  zynischer  Versuch,  diese  Absage
an  grundlegende  Menschenrechte  in  eine  moralisch  positives  Licht  zu
rücken.  Wir  stellen  dem die  Forderung  nach  Bewegungsfreiheit  für  alle
entgegen! Im Kampf dafür ist es notwendig, dass sich die Gewerkschaften
endlich öffnen und die gewerkschaftliche Organisierung der Geflüchteten
voranbringen!

HAMAS = ISIS ?!
von Felix Ruga, November 2023

„Hamas ist ISIS, und genauso wie ISIS vernichtet wurde, wird auch
die Hamas vernichtet.“

https://onesolutionrevolution.de/hamas-isis/


Dieses  Zitat  stammt von  Benjamin  Netanjahu auf  einem Treffen  am 12.
Oktober mit dem US-Außenminister Blinken. Das Narrativ, die Hamas sei das
gleiche wie der IS (Islamischer Staat; im Englischen meist ISIS = Islamic
State of Iraq and Syria), wurde damit schon früh in die Welt gesetzt und
dabei auch von vielen westlichen Spitzenpolitiker_Innen aufgenommen. Und
irgendwie  erscheint  es  auch  erstmal  nachvollziehbar,  wenn  man  den
Horizont sehr schmal wählt: Gemessen an den Taten am 7. Oktober sind
beides brutale, paramilitärische islamistische Organisationen. Damit ist die
Auseinandersetzung mit der Hamas schnell  abgeschlossen und die Taktik
klar: Militärische Zerstörung sei nicht nur legitim, sondern der einzige Weg.
Das stellt auch bis heute ein wichtiges Element in der Legitimierung der
laufenden  israelischen  Bodenoffensive,  der  Einebnung  Gazas  und
zehntausend  Getöteten  dar.

Jedoch ist diese Gleichstellung so unangemessen, dass sich sogar diverse
bürgerliche Zeitungen zu Wort gemeldet haben, die sonst nicht unbedingt
einen antiimperialistischen Ruf haben, wie die Washington Post oder das
TIME-Magazine.  Tenor  ist,  dass  bezüglich ihrer  sozialen,  politischen und
religiösen Rolle die beiden Organisation deutliche Unterschiede aufweisen.
Hierbei  würden  wir  zustimmen  und  dieser  Artikel  soll  zu  dieser
Differenzierung betragen. Wir machen das zum einen, weil dieser Irrtum eine
mächtige Waffe gegen die palästinensische Widerstandsbewegung ist, weil
diese  momentan  mit  der  Hamas  praktisch  gleichgesetzt  oder  zumindest
immer in die Nähe gerückt wird. Ein differenzierter Blick auf die Hamas und
ihre  Geschichte  ermöglicht  so  erst  überhaupt  eine  klare  Differenzierung
innerhalb des palästinensischen Widerstands. Zum anderen kann so auch
eine wirklich fortschrittliche Perspektive entstehen, wie wir den Islamismus
in der Region zurückdrängen können. So viel schon mal voraus: Genozid und
Einebnung Gazas helfen nicht.

Hamas is not ISIS
Zunächst  erstmal  ein  paar  Worte  zum  IS:  Er  gehört  zum  salafistisch-
takfirischen Zweig des Islamismus. Das bedeutet, dass hierbei eine extrem
autoritäre Auslegung der religiösen Regeln bewaffnet durchgesetzt werden.



Das bedeutet nicht nur, dass hier nicht die geringste Hoffnung auf jegliche
Toleranz  von  Abweichung besteht,  wie  das  Nichttragen  von  Hijabs  oder
Hören westlicher Musik, sondern dass selbst andere Muslime als Abtrünnige
betrachtet  und  verfolgt  werden.  Politische  Vision  des  IS  ist  eine
transnationale Bewegung, die eine „Umma“ bildet, also eine Gemeinschaft
von muslimischen Gläubigen, die zum „Islamischen Staat“ werden sollen. Vor
Ort entspricht seine Rolle auch eher denen von „fremden Invasoren“. Der
Ursprung des IS liegt in abgehalfterten irakischen Militärs, die mit dem Blick
auf  den  syrischen  Bürgerkrieg  gen  Westen  gezogen  sind,  um  dort
mitzumischen.  Sie  haben  sich  auch  nicht  vorwiegend  aus  den
eingenommenen  Gegenden  rekrutiert,  sondern  radikalisieren  und
mobilisieren  über  Kampagnen  im  Ausland  und  im  Internet.

Vergleichen wir das nun mit der Hamas. Vorweg sollte gesagt werden, dass
wir  hier  keine vollständige Geschichte  der  Hamas nachzeichnen können,
auch wenn diese recht aufschlussreich ist. Wir empfehlen hierzu den Artikel
„Eine  kurze  Geschichte  der  Hamas“  von  Marx21.  Aber  schon  aus  ihren
Ursprüngen lässt sich einiges ablesen: Ursprünglich ging die Hamas auf den
palästinensischen Ableger der ägyptischen Muslimbruderschaft zurück, die
zum Ziele der religiösen Bildung und sozialen Wohlfahrt gegründet wurde.
Hierin  steckt  schon  eher  eine  Idee  der  „Islamisierung  von  Unten“  im
Gegensatz  zum  IS.  In  sozialen  Fragen  ist  die  Hamas  zwar  religiös-
konservativ, aber lange nicht so rigide wie der IS. Wirklich relevant wurde
die  Hamas  jedoch  erst,  nachdem  alle  anderen  große  Kräfte  im
palästinensischen Widerstand ihren politischen Bankrott erklärt haben. Zum
einen wäre da der säkulare Panarabismus, der im Sechstagekrieg 1967 eine
schwere militärische Niederlage erlitten hat und damit in eine Krise geriet.

Zum  anderen  der  Verrat  der  palästinensischen  Linken  aufgrund  ihrer
Etappentheorie, die die sozialistische Umwälzung der nationalen Befreiung
hintenanstellt  und  die  Unabhängigkeit  der  zuvor  sehr  schlagfertigen
palästinensischen Arbeiter_Innenbewegung zugunsten einer  Unterordnung
unter der palästinensischen Bourgeoisie aufgegeben hat. Nach der ersten
Intifada und den Verhandlungen in Oslo 1993 hat sich die Fatah mit der
Gründung der Palästinensischen Autonomiebehörde in ein System integriert,

https://www.marx21.de/eine-kurze-geschichte-der-hamas/


das als verlängerter Arm der Besatzung in der Westbank gilt. Hier wurde ein
Polizeistaat aufgebaut, der jeglichen Widerstand unterdrückt. Deswegen wird
die  Fatah  weitestgehend  als  korrupte  Verräter_Innen  angesehen.  Diese
Prozesse sind nicht nur isoliert in Palästina passiert, sondern ähnlich in der
gesamten  Region:  Säkulare  und  stalinistische  Kräfte,  die  ehemals  stark
waren,  haben  es  nicht  geschafft,  die  Region  gegen  den  Einfluss  des
Imperialismus zu verteidigen, weshalb sich ab den 90ern der politische Islam
immer mehr als Alternative formierte, worunter auch der Aufstieg des IS
nach dem Irakkrieg fällt. Teilweise geschah das mit vorheriger Unterstützung
des Westens. So wurde zunächst auch die Hamas als Konkurrenz zur Linken
von Israel geschont und damit begünstigt.

Die Hamas fokussierte sich zunehmend darauf, sich als „die militantesten“
innerhalb  der  Befreiungsbewegung  darzustellen.  Dies  wirkte,  denn  auch
nach Oslo ging die israelische Unterdrückung ungebremst weiter und viele
Palästinenser_Innen verlangten nach militantem Widerstand. Hierdurch hat
sich die Hamas immer mehr in der palästinensischen Gesellschaft verankert.
Es  ist  nicht  bloß  eine  außenstehende  paramilitärische  Kraft,  sondern
übernimmt  viele  gesellschaftliche  Aufgaben.  Letztendlich  speist  sich  die
Hamas  aus  der  Verzweiflung  des  palästinensischen  Volks,  was  sie  auch
bewusst nutzen.

Ihre Argumentation bezog sich zunehmend auf die Losungen der nationalen
Befreiung, die sie mit islamistischen Ideen verbindet. Hierin zeigt sich jedoch
eine durch und durch reaktionäre, antisemitische Utopie: Palästina solle zwar
befreit  werden,  aber  hin  zu  einer  islamischen,  religiös-konservativen
Gesellschaft.  In ihrer Gründungscharta erklären sie „die Juden“ zu ihren
Feind_Innen und dass für diese kein Platz in der Region sei. Hierbei wird
auch keine antisemitische Verschwörungstheorie ausgelassen, wenn es heißt,
dass die Jüd_Innen für so ziemlich jedes Übel in der Welt verantwortlich
seien.

Die Hamas nahm 2006 an den allgemeinen palästinensischen Wahlen teil,
jedoch mit einem Wahlprogramm, das sich in der Sprache etwas mehr an die
restliche palästinensische Widerstandsbewegung anpasste, indem es mehr
zum Kampf  gegen den israelischen Staat  und nicht  mehr  explizit  gegen



Jüd_Innen  aufrief.  Dabei  grenzte  sich  die  Hamas  jedoch  nicht  vom
Antisemitismus ab,  was  sie  auch nie  überzeugend tat,  sondern ihn  eher
manchmal taktisch zurückstellt. Sie gewannen die Wahlen und kurz darauf
die  Oberhand  in  Gaza,  welches  aber  zum  Freiluftgefängnis  unter  der
letztendlichen Kontrolle  Israels  umgebaut  wurde.  In  Gaza ist  die  Hamas
integraler  Bestandteil  der  Gesellschaft,  indem  sie  die  Verwaltung,
Sozialsysteme und öffentliche Ordnung organisiert,  auch wenn sie immer
mehr an Beliebtheit verlor und die Massenproteste gegen sie immer wieder
brutal  niedergeschlagen  hat.  Die  Hamas  lässt  sich  dabei  von  anderen
Reaktionären unter  Druck setzen,  indem sie  sich  von der  Unterstützung
einiger islamischen Länder abhängig macht und von noch rechteren Gruppen
wie dem „Islamischen Dschihad“ herausgefordert wird.

Welche Perspektive?
Das offensichtliche zuerst: Fortschrittliche Kräfte sollten weder die Ideologie,
das politische Programm noch die Kampfmethoden der Hamas supporten.
Verbunden  mit  der  undemokratischen  und  elitären  Ausrichtung  auf  den
Kampf einiger Tausend Milizionäre sowie der wachsendem Strategielosigkeit,
führte das zum sinnlosen Massaker an hilflosen israelischen Zivilist_Innen,
was nicht nur menschlich schockierend und militärisch sinnlos war, sondern
auch  die  Reihen  im israelischen  Staat  geschlossen  und  die  Bevölkerung
dahinter  weitestgehend  geeint  hat.  Dies  ermöglicht  es  dem israelischen
Staat, seinen brutalen Angriff auf das Freiluftgefängnis Gaza als „legitime
Selbstverteidigung“ darzustellen.

Dennoch sollten wir nicht auf die Erzählung reinfallen, dass Frieden in die
Region einkehren würde, sobald die Hamas zerschlagen ist, vor allem wenn
dabei von der zivilen Bevölkerung so große Opfer abverlangt werden. Denn
wie bereits  skizziert:  Der gesellschaftliche Nährboden der Hamas ist  die
Verzweiflung und der legitime Widerstandswille des palästinensischen Volkes
sowie das politische Versagen der palästinensischen Linken und der Fatah.

Die einzige Lösung ist es, Freiheit, Gerechtigkeit und eine Zukunft für die
Palästinenser_Innen zu erkämpfen. Das Programm der Hamas ist dazu nicht
in  der  Lage  und  wir  müssen  sie  deshalb  politisch  aus  dem Widerstand



verdrängen,  unter  anderem  indem  wir  eine  sozialistische  Perspektive
aufzeigen.  Das  bedeutet:  In  Gaza  muss  man den Widerstand gegen den
Genozid unterstützen, ohne dabei Kritik zurückzustellen. In der Westbank
und  der  Diaspora  plädieren  wir  für  Massenmobilisierungen,  Streiks  und
Intifada. In benachbarten Ländern brauchen wir eigene Mobilisierungen und
den Bruch mit der Pseudosolidarität aller Erdogans, Assads und Khomeinis.
Im  Westen  müssen  wir  die  Waffenlieferungen  blockieren  und  unsere
demokratischen  Rechte  verteidigen.  In  Israel  braucht  die  Linke  unseren
Support und wir müssen die Risse zwischen israelischen Arbeiter_Innen und
dem Zionismus weiter vertiefen. Hierbei kann ein Moment der permanenten
Revolution  entstehen,  dass  die  Perspektive  aufmacht  zu  einer
fortschrittlichen Lösung des Nahostkonflikts: Im gemeinsamen Kampf eint
sich die palästinensischen und israelischen Arbeiter_Innenbewegungen hin
zu einem gemeinsamen, säkularen, multiethnischen und sozialistischen Staat.
Das ist der einzige Weg zum Frieden in der Region.

100  Tage  unter  Zionisten  –
Augenzeugenbericht aus Israel

Israels  Präsident  Netanjahu,   ein
besonders harter  Verfechter einer
agressiven  Kriegspolitik,  feiert
gerade seinen Sieg für die Knesset.

Ein wenig mehr als  3  Monate meines einjährigen Freiwilligendienstes in
Israel  sind  bereits  verstrichen.  Ein  relativ  kleiner  Zeitraum,  der  jedoch
bereits dazu ausreichte, um dieses Land und vor allem dessen Bewohner
genauer kennenzulernen:
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Entgegen meiner anfänglichen Vorstellung, Israels Aggressionen würden sich
hauptsächlich  auf  die  rassistische  Besatzung  der  Westbank  und  des
Gazastreifens beziehen – und entgegen der antideutschen Darstellung eines
„Kibbuzkommunismus“ im Innern Israels – wurde mir schnell deutlich, dass
die israelische Bourgeoisie nicht nur durch den sich erneut formierenden
palästinensischen Widerstand mehr und mehr bedroht wird, sondern dass
sich Erez Israel auch von innen selbst aufzufressen scheint.

Zeichen der immer stärker werdenden Wut der israelischen Bevölkerung
gegenüber der zionistischen Bourgeoisie und insbesondere gegenüber der
ultrarechten Regierung Netanjahus waren die Massenproteste im Sommer
des vergangenen Jahres, in welchen tagtäglich bis zu 500 000 Menschen die
politische Führung Israels offen kritisierten. Inhalte der Proteste waren in
erster  Linie  Wohnraumknappheit,  Mieterhöhungen  und  Gentrifizierung,
stetig steigende Lebenshaltungskosten (ein Faktor, den auch ich als Volontär
in  voller  Härte  zu  spüren  bekomme),  sinkende  Reallöhne,  privatisierte
Sozialeinrichtungen, Sonderrechte der ultra-Orthodoxen, und auch Kritik am
Ausbau  der  jüdischen  Siedlungen  und  deren  Subventionierung  (billigere
öffentliche  Verkehrsmittel,  Steuervergünstigungen,…)  innerhalb  der
Westbank,  an  den  Aggressionen  gegenüber  dem  Iran,  an  den  massiven
Militärausgaben und an der Abriegelung Gazas.  Die Protestbewegung ist
h e u t e  a u f  G r u n d  i n n e r e r  U n g e s c h l o s s e n h e i t  u n d  w e i t
auseinanderdividierenden Ansichten kaum noch präsent – aber die Umstände
die sie auslösten und die Wut der Israelis darüber. Es scheint nur noch eine
letzte  Mieterhöhung  fehlen,  die  das  Fass  zum  überlaufen  bringt.  Die
israelische  Bourgeoisie  hat  jedoch  aus  der  Vergangenheit  gelernt  und
beantwortet Krisen im Innern stets mit militärischer Aggression nach außen.
In diesem Kontext  muss auch die Bombardierung Gazas im vergangenen
Monat  betrachtet  werden.  Denn  nichts  hat  die  Israelis  je  mehr
zusammengeschweißt  und  von  inneren  Problemen  abgelenkt  als  eine
Bedrohung  von  außen.  Nicht  zu  vergessen  sind  auch  die  anstehenden
Wahlen, welche die Regierung ähnlich wie im letzten Gazakrieg 2008 dazu
veranlassen, sich militärisch zu profilieren.

Schleichend bewegt  sich  das  ohnehin  verfassungslose  und mit  Hilfe  von



Notstandsgesetzen  regierte  Israel  währenddessen  durch  immer  mehr
autoritäre  Gesetzte  in  Richtung  Diktatur.  Beispiele  dafür  sind  das
Nakbagesetz, das es verbietet der Vertreibung der Palästinenser öffentlich zu
gedenken oder das Anti-Boykott-Gesetz,  das den Aufruf  zum Boykott  von
Produkten,  Universitäten  und  Betrieben  jüdischer  Siedlungen  im
Westjordanland unter umgerechnet 10 000 € Strafe stellt. Dies ist zudem
auch als besonders harter Schlag gegen die arabische Bevölkerung Israels zu
sehen, welche als Opfer der Besatzung nun auch noch Schadensersatz an die
Besatzer  zahlen sollen,  sobald  sie  diese  nicht  unterstützen.  Ein  weiteres
Gesetz  soll  es  NGOs  verbieten,  Spenden  von  anderen  Staaten  oder
staatsähnlichen Institutionen wie  der  EU oder  der  UN anzunehmen.  Ein
cleverer Schachzug der zionistischen Rechten, die selber hauptsächlich von
ausländischen  Bourgeois,  also  Firmen  und  Privatpersonen,  finanziell
unterstützt werden. Mithilfe eines weiteren neuen Gesetztes ist es der Polizei
erlaubt,  eine  „Zusammenrottung“  von  mehr  als  3  Personen  als  illegale
Versammlung abzustempeln, was sie dazu befugt diese sofort aufzulösen.

Israels  Staatsapparat  ist  nicht  nur
f ü r  d i e  U n t e r d r ü c k u n g  d e r
Palästinenser,  sondern  auch  der
israelischen  Arbeiterklasse,  da.

Der Oberste Gerichtshof, welcher eigentlich als politisches Gegengewicht zur
Knesset  vorgesehen  war,  wird  von  der  Likudregierung  nach  und  nach
personell  „gleichgeschaltet“.  Es  bleibt  die  Frage,  ob  das  überhaupt
notwendig  ist,  wenn  dessen  Beschlüsse  ohnehin  ignoriert  werden.
Beispielsweise  wie  auf  die  Anordnung  des  Obersten  Gerichtshofes,  alle
Siedlungsaußenposten  außerhalb  der  „Grünen Linie“  zu  evakuieren,  jede
Reaktion der Regierung ausblieb.

Neben  dem  stark  ausgeprägten  Überwachungsapparat,  der  E-Mail-  und
Postverkehr, Handygespräche und Chatunterhaltungen überwacht und einem
gut ausgebauten Netz aus Überwachungskameras, wird der Umweltschutz in
Israel komplett vernachlässigt.
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Dass  der  Zionismus  mit  seiner  kennzeichnenden  antiarabischen  Haltung
einen rassistischen Charakter innehat, wusste ich bereits bevor ich dieses
Land kennenlernte. Dass sich dieser Rassismus aber keinesfalls nur gegen
Araber richtet wurde mir erst bewusst, als ich zum ersten Mal in Tel Aviv
war. Gleich nach meiner Ankunft an der Central Bus Station erwartete mich
im  angrenzenden  Levinski  Park  das  traurige  Bild  von  geschätzten  200
obdachlosen unter unmenschlichen Bedingungen lebenden Afrikanern. Allein
in Tel Aviv halten sich momentan 40 000 von ihnen, meistens Flüchtlinge aus
dem Sudan,  Eritrea oder Äthiopien,  auf.  So gut  wie alle  von ihnen sind
obdachlos  und  haben  nur  eine  Bleibeberechtigung,  dürfen  als  politische
Flüchtlinge  also  lediglich  nicht  abgeschoben  werden.  Auf  Grund  dieses
rechtlichen  Status  haben  sie  keinen  Anspruch  auf  den  israelischen
Mindestlohn  (umgerechnet  stolze  5,45€)  und  kämpfen  sich  mit
Gelegenheitsjobs zu Hungerlöhnen durchs Leben. Ein Umstand, welcher die
Ärmsten Israelis Tel Avivs jedoch um ihre ökonomische Existenz fürchten
lässt.  Diese  Angst  entlädt  sich  seit  diesem Jahr  immer  öfter  in  blutiger
Gewalt. So gehört es in der rechten Szene bereits zum guten Ton nach einer
Kundgebung als pöbelnder Mob durch das afrikanische Viertel zu ziehen und
dort  Scheiben einzuschlagen und Afrikaner zusammenzutreten.  Selbst  im
religiösen  Jerusalem  brannte  im  Juni  dieses  Jahres  ein  Haus,  welches
ausschließlich von afrikanischen Flüchtlingen bewohnt war, komplett nieder.
Ein  Eingreifen  der  Regierung  ist  nicht  zu  erwarten.  Sie  sieht  in  den
Immigranten  hingegen  ein  „Krebsgeschwür  in  unserem  Körper“(Likud-
Abgeordnete  Miri  Regev).  Israels  Innenminister  erklärt  ferner,  dass  die
Afrikaner  nicht  verstünden,  dass  „dieses  Land  uns  gehört,  dem  weißen
Mann“.

Dem ausschweifenden Nachtleben und der wunderschönen Natur Israels, die
meinen Freiwilligendienst hier recht angenehm machen, steht natürlich die
politische Realität gegenüber. Nie hätte ich es vorher für möglich gehalten,
dass  ich  es  mal  als  normal  empfinden  würde,  neben einem israelischen
Soldaten im Bus zu sitzen, dessen Maschinengewehr auch noch halb auf
meinen Knien liegt. Nie hätte ich erwartet, dass ich nach der Arbeit mit
einem Worker meiner Arbeitsstelle noch ein Bier trinken gehe, der stolzer
Bewohner der illegalen Siedlung Gilo im Süden Jerusalems ist. Es ist nicht



unwahrscheinlich, dass das Mädchen mit dem man gestern noch in einer der
gemütlichen Jerusalemer Bars was trinken war, einen am nächsten Tag am
Checkpoint bustet oder an der Straßensperre steht, welcher man einen 1,5
stündigen Umweg zu verdanken hat. Natürlich habe ich auch schon einige
echt entspannte linke Israelis kennengelernt, jedoch muss ich mich bei den
meisten neuen Bekanntschaften stets bemühen allein den Mensch vor mir zu
sehen.

Das ganze fiel noch schwerer als der Gazakonflikt eskalierte. Als Deutscher
wurde ich ständig nach meiner Meinung dazu gefragt und in die Diskussion
gedrängt. In vielen Leuten denen ich eher eine Gleichgültigkeit in Bezug auf
Politik  unterstellt  hätte,  erwachte  spätestens  zu  diesem  Zeitpunkt  der
zionistische  Patriotismus.  Die  Schuld  dafür  sehe  ich  vor  allem  bei  den
israelischen  Medien,  die  ein  sehr  einseitiges  Bild  zeichnen.  Fast
ausschließlich werden Bilder der Zerstörung auf israelischer Seite gezeigt,
währenddessen, falls überhaupt Bilder aus Gaza zu sehen sind, nur von der
Brutalität der Hamas gegenüber der Bevölkerung Gazas die Rede ist. Es wird
der Glaube erzeugt, Israel würde Gaza bombardieren, um die Menschen in
Gaza von der Hamas zu befreien. Dieses Medienbild sollte einen jedoch kaum
wundern, wenn man sich vor Augen führt, dass Israels Medienlandschaft von
nicht mehr als 20 regierungsnahen Familien kontrolliert und finanziert wird.
Beispielsweise wird Israels meistgelesene Zeitung von einem Likud-nahen
nationalistischen  Milliardär  finanziert,  dessen  Investitionen  viele
vergleichsweise  linke  Zeitungen  vom  Markt  verdrängen.  Durch  einige
Unterhaltungen habe ich allerdings mitbekommen, dass selbst die Israelis
ihren Medien kaum vertrauen. Jedoch immer noch mehr als arabischen oder
allgemein ausländischen.

Trotz der
starken  Hegemonie  der  zionistischen  Rechten  gibt  es  aber  doch  linke
Bewegungen, in denen Israelis und Palästinenser sich vereinen.

So gab es eine Friedensdemonstration in der arabischen Stadt Nazareth,
einen Tag nach dem die ersten Raketen auf Tel Aviv geflogen waren. Die
Demonstration wurde von der sich selbst als kommunistisch bezeichnenden
Chadasch-Partei  unangemeldet  organisiert  und  wurde  von  ca.  500



mehrheitlichen  Chadasch  Anhängern  besucht.

Zum Anderen besuchte ich den „Human Rights March“ in Tel Aviv Anfang
Dezember. Es beteiligten sich ca. 2000 Menschen und die verschiedensten
Organisationen  und  Parteien.  Die  Spannbreite  ging  von  Antisexisten,
Homophobiegegnern, Arabern, Christen, Menschenrechtsgruppen, Amnesty
International über Flüchtlingsorganisationen bis hin zur mehrheitlich und
lautstark überwiegenden Chadasch.

Diese Art von gemeinsamen palästinensisch-israelischen Protesten sind
unbedingt  notwendig.  Das  israelische  Proletariat  und  auch  die
Jugendlichen  müssen  den  Zusammenhang  zwischen  ihrer  eigenen
ökonomischen  Situation  und  der  Besatzung  der  Westbank  und  Gazas
erkennen  und  begreifen,  dass  die  israelische  Bourgeoisie  und  der
Imperialismus die Hauptschuldigen dafür sind. Ihnen muss deutlich werden,
dass die massive Ausbeutung der Palästinenser als Billig-Arbeiter für die
sinkenden  Reallöhne  verantwortlich  ist.  Sie  müssen  erkennen,  dass  die
israelischen Kapitalisten das fehlende Geld im sozialen Bereich in das Militär
und die Besatzung stecken.

Genauso muss auch das palästinensische Proletariat mit der reaktionären,
korrupten  und  antisemitischen  Fatah-  und  Hamasführung  brechen.  Der
nationale  Befreiungskampf  der  Palästinenser  muss  sich  von  jeglicher
religiöser  Bindung  an  den  Islam  loslösen,  da  dessen  reaktionären  und
utopischen Schlachtrufe zum einen Frauen, als auch nationale und religiöse
Minderheiten verschrecken.  Die Palästinenser müssen begreifen,  dass sie
nicht nur von den Zionisten, sondern auch von ihrer eigenen Bourgeoisie
unterdrückt werden.

Jüd_innen  und  Palästinenser_innen
können  gemeinsam  Palästina
befreien  und  ihre  Bourgeoisien
stürzen!
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Ganz im Sinne von Marx Aufruf „Proletarier aller Länder vereinigt euch!“ ist
die  einzig  sinnvolle  Perspektive  zur  Befreiung  der  Palästinenser  vom
israelischen  Apartheidsregime,  als  auch  zur  Befreiung  der  israelischen
Bevölkerung von ihrer faschistoiden Bourgeoisie, ein gemeinsamer Kampf
der israelischen und palästinensischen Jugend und der Arbeiterklasse. Ziel
dabei  muss  die  Errichtung  eines  multiethischen  demokratischen
Arbeiterstaates mit völliger Gleichstellung aller Bevölkerungsteile sein. Nur
der  Bruch  des  Proletariats  mit  ihren  jeweiligen  Bourgeoisien  und  der
gemeinsame  Kampf  gegen  diese,  kann  diesen  Jahrzentelangen  Krieg
beenden. Dass die allseits hochgelobte 2-Staaten-Lösung keine Perspektive
bietet,  liegt  daran,  dass  der  entstehende  palästinensische  Ministaat
keinesfalls eine eigene ökonomische Existenzbasis hätte und damit von Israel
abhängig bliebe. Die fruchtbaren Gebiete der Region befinden sich alle auf
israelischem Territorium und auch die gesamte Wasser-und Stromversorgung
liegt in israelischer Hand. Ebenso der Arbeitsmarkt, da es Palästinensern
momentan  nur  in  seltensten  Fällen  erlaubt  ist,  eigene  Unternehmen  zu
gründen. Ein Palästina auf dem Gebiet des Westjordanlandes lässt vielmehr
die Erinnerung an das südafrikanische Bantustan zur  Zeit  der  Apartheid
wach werden: ein Territorium, in das man die „überschüssige“ Minderheit
abschieben und weiterhin als billige Arbeitskräfte nutzen kann.

REVOLUTION tritt deshalb ein für:

Die Vereinigung der palästinensischen und israelischen Jugend und
Arbeiterklasse  zur  Bekämpfung  der  zionistischen  Besatzung
Palästinas,  mit  dem  Ziel  der  Errichtung  eines  multiethischen
demokratischen  Arbeiterstaates!
Den  Schulterschluss  mit  anderen  fortschrittlichen  Kräften  der
umliegenden Länder, als auch international!
Die  Schaffung  der  Vereinigten  sozialistischen  Staaten  des  Nahen
Ostens!

Ein Artikel von Marvin Schutt, REVOLUTION



Stoppt  die  israelische
Aggression gegen Gaza!
Gaza wird erneut von der israelischen Armee angegriffen. Am 14. November
startete sie die Operation „Säulen der Verteidigung“ (Pillar of Cloud) mit
einer  ganzen  Serie  von  Luftangriffen.  Seither  steigen  Rauchsäulen  aus
bombardierten Gebäuden.  Schon nach den ersten Tagen wurden bei  den
Luftangriffen 19 Menschen – davon 14 ZivilistInnen – getötet. Unter ihnen
befand sich  Ahmed Jabari,  der  militärische  Anführer  der  Hamas.  Darauf
regierten  palästinensische  KämpferInnen  mit  dem Abfeuern  von  Raketen
iranischer  und  russischer  Bauart  oder  mit  selbst  fabrizierten  Qassam-
Raketen  und  Mörsern.  Dabei  wurden  drei  Israelis  getötet  und  die
Randbezirke von Tel Aviv, wenn auch recht harmlos getroffen – aber erstmals
seit 1991.

In derselben Nacht, als die Luftangriffe gestartet wurden, ordnete Israels
Premier Netanjahu die Mobilmachung von 30.000 ReservistInnen für einen
Bodenangriff  auf Gaza an. Infanteriebataillone wurden in Marsch gesetzt,
Panzer, Artillerie und Fahrzeuge an die Grenze verlegt.

Das alles sieht nach einer Wiederholung der Operation „Gegossenes Blei“
(Cast  Lead)  aus.  Unter diesem Namen führte Israel  2008/09 den letzten
brutalen Krieg gegen Gaza. Dabei wurden 1.400 Menschen, v.a. ZivilistInnen,
getötet  und  die  ohnedies  überaus  schlechte  Infrastruktur  des  Landes  –
Häuser, Krankenhäuser, Schulen – weitgehend zerstört. In den letzten drei
Jahren  wurden  diese  trotz  der  Blockade  zumindest  teilweise  und  unter
enormen Entbehrungen wieder aufgebaut – zweifellos ein verlockendes Ziel
für die rachsüchtige brutale Führung, die den Apartheid- und Siedlerstaat
Israel anführt.

Zweifellos gibt es aber wichtigere Ziele für den Angriff: Am 22. Januar finden

https://onesolutionrevolution.de/stoppt-die-israelische-aggression-gegen-gaza/
https://onesolutionrevolution.de/stoppt-die-israelische-aggression-gegen-gaza/


vorgezogene  Parlamentswahlen  in  Israel  statt.  Um  eine  Niederlage
angesichts eines unpopulären Austeritätsbudgets zu vermeiden, könnte ein
Krieg,  dessen  Opfer  die  PälestinenserInnen  wären,  dabei  Netanjahus
Wahlchancen erhöhen. In diesem Zusammenhang sollte niemand vergessen,
dass  auch  die  Wahlen  2009  inmitten  der  Operation  „Gegossenes  Blei“
stattfanden.

Ein anderer Grund hängt mit dem drohenden Angriff Israels auf den Iran
zusammen.  Falls  Israel  Bomber  gegen  iranische  Nuklearanlagen  und
wahrscheinlich große Teile seiner militärischen Infrastruktur schickt, möchte
es nicht, dass selbst die recht schwachen Raketen der Hamas in Tel Aviv
einschlagen könnten. Zweifellos will Netanjahu, der sich einen Wahlsieg Mitt
Romneys gewünscht hatte, auch testen, wie weit er unter Obama gehen kann
– doch dabei hat die israelische Regierung sicher wenig Grund zur Sorge.

Sicher ist in jedem Fall, dass die israelischen Angriffe keine Reaktion auf
Raketenangriffe aus Gaza sind. In Wahrheit ist das Gegenteil der Fall. Der
Bruch des Waffenstillstands zwischen Hamas und der israelischen Armee,
der seit 2009 in Kraft war, geht auf eine Serie mörderische Anschläge Israels
im September und Oktober zurück, als 57 PalästinenserInnen umkamen und
257 verletzt wurden – 209 infolge von Angriffen durch israelische Raketen,
69 durch Gewehrfeuer und 18 durch Panzerbeschuss. So wurden z.B. vier
Jugendliche beim Fußballspiel durch israelische Artilleriegranaten getötet.

Am  5.  November  wurde  ein  20jähriger  geistig  Behinderter,  Ahmad  al-
Nahabeen, erschossen, als er der Grenze zu nahe kam. Am 8. November
wurde  ein  13jähriger  beim  Spiel  vor  seinem  Haus  von  gepanzerten
Fahrzeugen der israelischen Armee umgebracht. Als Vergeltung wurden eine
Reihe Raketen abgefeuert. Aber es scheint, dass Hamas daraufhin – am 12.
November – einen Waffenstillstand angeboten hat. Darauf deuten jedenfalls
Berichte israelischer Medien hin, dass Unterhändler über eine langfristige
Feuerpause verhandelte hätten. Doch genau zu diesem Zeitpunkt begann die
Offensive.

Diese  Fakten  zeigen,  dass  Israel  –  weit  davon  entfernt,  eine  Insel  der
„Demokratie“ im Nahen Osten zu sein – in einem permanenten Kriegszustand



gegen die  palästinensische Bevölkerung und der  Aggression gegen seine
Nachbarn  existiert.  Der  zionistische  Staat  baut  nicht  nur  ständig  seine
Siedlungen in der West-Bank aus und macht damit jede Aussicht auf einen
lebensfähigen Staat in der West-Bank zu reiner Makulatur; er führt auch
immer wieder Strafexpeditionen nach Gaza durch, um all das zu zerstören,
was die 1,7 Millionen EinwohnerInnen in ihrer winzigen Enklave aufgebaut
haben.

Wie  zu  erwarten,  haben  die  USA,  Großbritannien,  Deutschland  und  die
anderen  Länder  der  EU  die  Raketenangriffe  der  PalästinenserInnen  auf
Israel verurteilt und die mörderischen Angriffe Israels gerechtfertigt – im
Namen des „Rechts, seine StaatsbürgerInnen zu verteidigen“. So erklärte der
Sprecher  des  US-Verteidigungsministeriums,  Mark  Toner:  „Es  gibt  keine
Rechtfertigung  für  die  Gewalt,  die  Hamas  und  andere  terroristische
Organisationen  gegen  das  israelische  Volk  anwenden.“

Die EU-Außenbeauftragte Catherine Ashton erklärte: „Die Raketenangriffe
der Hamas und anderer Fraktionen im Gaza, die die gegenwärtige Krise
herbeigeführt haben, sind ganz und gar unakzeptabel für jede Regierung und
müssen gestoppt werden. Israel hat das Recht, sein Bevölkerung gegen diese
Art von Angriffen zu schützen.“

Der deutsche Außenminister Guido Westerwelle sagte: „Es ist offenkundig,
dass Israel eine legitimes Recht hat, sich selbst zu verteidigten und seine
StaatsbürgerInnen  vor  Raketenangriffen  aus  dem  Gaza-Streifen  zu
schützen.“

Und  der  „Friedensgesandte“  des  sog.  Nahost-Quartetts  (USA,  UN,  EU,
Russland), Tony Blair, erklärte im Fernsehen: „Falls der Raketenbeschuss
aus Gaza, der sich gegen israelische Städte und Dörfer richtet, weitergeht,
wird die Vergeltung zunehmen. Rund eine Million Menschen (in Israel) sucht
jede Nacht Schutz. Keine Regierung, deren BürgerInnen unter diesem Druck
stehen, kann verhindern, dass sie selbst unter Druck gerät, aktiv zu werden.“

Und was ist mit den 1,7 Millionen Menschen in Gaza, die ohne Schutzräume
dastehen?  Die  kommen  in  der  Welt  des  „Bombers  von  Bagdad“  Blair



offenkundig nicht vor. Der UN-Sicherheitsrat hat eine Dringlichkeitssitzung
anberaumt,  kam  aber  zu  keiner  Entscheidung  –  zweifellos  wegen  des
westlichen Vetos gegen die leiseste Kritik am Verhalten Israels und seine
Angriffe  auf  die  eingesperrte  und gepeinigte  Bevölkerung Gazas.  Wieder
einmal  führen  die  „westlichen  Demokratien“  der  ganzen  arabischen  und
muslimischen Welt ihre bedingungslose Unterstützung für den zionistischen
Wachhund  des  Imperialismus  vor  Augen.  Nur  jemand  wie  George  Buch
konnte sich dann noch fragen, warum „hassen sie uns“?

Die  wirtschaftlichen  und  strategischen  Interessen  der  imperialistischen
Mächte  wiegen  nun  einmal  viel  mehr  als  ihre  angeblichen  Sorgen  um
Menschenrechte und Demokratie. Nachdem der zionistische Siedlerstaat als
„westlicher“ Vorposten installiert  worden war,  um die arabische Welt  zu
spalten, besser auszubeuten und zu beherrschen, war und ist natürlich auch
keine andere Haltung dieser Mächte zu erwarten.

In den imperialistischen Ländern, wo die Herrschenden alles und jede Aktion
des  zionistischen  Staates  unterstützen,  ist  es  unsere  Pflicht  als
InternationalistInnen und Anti-ImperialistInnen, gegen den brutalen Angriff
auf Gaza wie schon 2008/09 zu mobilisieren. Wir müssen uns dieser Aufgabe
stellen!  Wir  treten für  einen Boykott  aller  israelischen Institutionen und
Unternehmen ein – an den Unis, in der Industrie, im Handel.

Die  Gewerkschaften,  Studenten-  und  Jugendorganisationen,  alle
fortschrittlichen Kräfte müssen den israelischen Angriff verurteilen und ihre
eindeutige Unterstützung des palästinensischen Widerstands erklären. Wir
weisen entschieden das Argument zurück, dass Opposition zum Staat Israel
und  seiner  rassistische  Politik  der  ethnischen  Säuberung  der
PalästinenserInnen  anti-semitisch  wäre.  In  Wirklichkeit  ist  eine  klare
Unterstützung  der  Unterdrückten,  das  beste  Mittel  zu  internationalen
Solidarisierung  und  auch  eine  wichtige  Unterstützung  für
die Minderheit anti-zionistischer Kräfte in Israel selbst.

Die wichtigste und unmittelbarste Hilfe für die PalästinenserInnen könnte
jedoch aus  den Ländern kommen,  wo der  arabische Frühling Diktatoren
gestürzt hat, die Israel unterstützten. Allen voran geht es dabei um Ägypten.



Die  Tatsache,  dass  Präsident  Mursi  seinen  Premierminister  nach  Gaza
gesandt hat, zeigt, dass er unter Druck von unten steht. Die revolutionäre
Jugend  und  die  Massen,  die  mit  den  PalästinenserInnen  sympathisieren,
müssen  jedoch  mehr  fordern  als  leere,  rein  diplomatische  Gesten  –  die
Öffnung der Grenze nach Gaza, so dass Nahrungsmittel, Medizin und Waffen
die belagerte Bevölkerung zu erreichen können.

Stoppt den brutalen Angriff auf Gaza!
Für einen Boykott Israels und seiner Institutionen im Ausland durch
die Arbeiterklasse und Jugend!
Sieg dem palästinensischen Befreiungskampf!
Nieder mit dem zionistischen Apartheidstaat!
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